
 

 
 
 

18095/2013 

   

  

ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT Husarenstraße 30, 53117 Bonn 

VERKEHRSANBINDUNG Straßenbahn 61, Husarenstraße 

  

 

POSTANSCHRIFT Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit,  
Postfach 1468, 53004 Bonn 

   

 
 
 
 

   BETREFF Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz beim Bundeskanzleramt 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Meister, 

 

das Bundeskanzleramt hatte Ihren Antrag auf Informationszugang mit Schreiben vom 
3. Dezember 2013 abgelehnt. Sie hatten daraufhin den BfDI um Vermittlung geben.   

Leider hat das Bundeskanzleramt seine Position hinsichtlich Ihres Antrags auf Infor-
mationszugang nicht verändert. Obwohl das Gesetzgebungsverfahren zum Entwurf 

eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes („Leistungsschutz-
recht“) mittlerweile mit dem Beschluss der Bundesrates vom 22. März 2013 (BR-Drs. 
162/13 Beschluss) abgeschlossen ist, wird an der Einstufung der Kabinettsprotokolle 
als Verschlusssache der Stufe VS-Geheim festgehalten. Dabei wird übersehen, dass 
der Versagungsgrund des § 3 Nr. 4 IFG zeitlich begrenzt ist. 
 

Es überzeugt auch nicht der Hinweis des Bundeskanzleramts, die in seinen Akten 
befindlichen Stellungnahmen Dritter seien allgemein zugänglich und daher nach § 9 
Abs. 3 IFG nicht herauszugeben. Hier hätte Ihnen zumindest die genaue Fundstelle 
mitgeteilt werden müssen, wo die begehrten Informationen zu finden sind. 
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Bitte geben Sie das vorstehende Geschäftszeichen bei 
allen Antwortschreiben unbedingt an. 

  
Besuchen Sie uns:  

Tag der Deutschen Einheit 
1. – 3. Oktober 2011 

in Bonn 
 

 

Andre Meister <andre@netzpolitik.org 
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Nicht nachvollziehen kann ich die Rechtsauffassung, dass Pressemitteilungen und 
Stellungnahmen als Teil der behördeninternen Beratung nach § 3 Nr. 3 Buchst. b 
und § 4 Abs. 1 S. 1 IFG dem Informationszugang verschlossen sein sollen. § 4 Abs. 
1 S. 2 IFG bestimmt ausdrücklich, dass Stellungnahmen Dritter gerade nicht dem 
Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses unterliegen.                                                  

Angesichts des Abschlusses des Gesetzgebungsverfahrens könnte es angeraten 
sein, einen erneuten IFG-Antrag insbesondere auf Einsicht in die Kabinettsprotokolle 
zu stellen. Das Bundeskanzleramt müsste dann begründen, warum es die weitere 
Einstufung der Informationen für erforderlich hält.   

 
 
  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Jürgen Roth 


